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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 2 U 31/08 B 
 
L 6 U 1555/06 (LSG Baden-Württemberg) 
S 3 U 477/05 (SG Heilbronn) 
 
 
 
 
....................................................................., 
 
 

Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigter:  .................................................................., 

 
 
 

g e g e n 
 
 
Berufsgenossenschaft der Bauwirtschaft, 
Hildegardstraße 28-30, 10715 Berlin, 
 

Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 
 
Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat am 17. März 2008 durch den 

Vorsitzenden Richter   S t e e g e   sowie die Richter   K r u s c h i n s k y  

und   Dr.  B e c k e r 

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Landes-

sozialgerichts Baden-Württemberg vom 13. Dezember 2007 wird als unzulässig verworfen. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die Beschwerde gegen die Nichtzulassung der Revision in der angefochtenen Entscheidung 

des Landessozialgerichts (LSG) ist als unzulässig zu verwerfen (§ 160a Abs 4 Satz 2 iVm § 169 

des Sozialgerichtsgesetzes <SGG>). Der Kläger hat zur Begründung der Beschwerde 

entgegen § 160a Abs 2 Satz 3 SGG keinen Zulassungsgrund iS des § 160 Abs 2 SGG 

(grundsätzliche Bedeutung, Abweichung oder Verfahrensmangel) schlüssig dargelegt oder 

bezeichnet.  

 

Der Kläger stützt seine Beschwerde zunächst auf den Zulassungsgrund der Abweichung iS des 

§ 160 Abs 2 Nr 2 SGG. Eine Abweichung ist nur dann hinreichend dargetan, wenn aufgezeigt 

wird, mit welcher genau bestimmten entscheidungserheblichen rechtlichen Aussage die ange-

griffene Entscheidung des LSG von welcher ebenfalls genau bezeichneten rechtlichen Aussage 

des Bundessozialgerichts (BSG), des Gemeinsamen Senats der obersten Gerichtshöfe des 

Bundes (GmSOGB) oder des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) abweicht (BSG SozR 1500 

§ 160a Nr 21, 29 und 54). Eine Abweichung liegt nicht schon vor, wenn die angefochtene Ent-

scheidung nicht den Kriterien entsprechen sollte, die das BSG, der GmSOGB oder das BVerfG 

aufgestellt haben, weil die Unrichtigkeit einer Entscheidung im Einzelfall nicht die Zulassung 

einer Revision wegen Abweichung rechtfertigt. Erforderlich ist vielmehr, dass das LSG diesen 

Kriterien widersprochen und über den Einzelfall hinausgehende andere rechtliche Maßstäbe 

entwickelt hat. Nicht die - behauptete - Unrichtigkeit der Entscheidung im Einzelfall, sondern die 

fehlende Übereinstimmung im Grundsätzlichen vermag die Zulassung wegen Abweichung zu 

begründen (vgl Krasney/Udsching, Handbuch des sozialgerichtlichen Verfahrens, 4. Aufl 2005, 

IX, RdNr 196 mwN; BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 34).  

 

Vorliegend mangelt es schon an der Gegenüberstellung derartiger Aussagen aus der Entschei-

dung des LSG und dem Urteil des BSG vom 9. Dezember 2003 (B 2 U 5/03 R - SozR 4-5671 

Anl 1 Nr 5101 Nr 1), auf das der Kläger sich bezieht und von dem das Urteil des LSG nach An-

sicht des Klägers abweichen soll. Der Kläger stellt insbesondere nicht dar, dass das LSG einen 

anderen Rechtssatz als das BSG aufstellen wollte, sondern führt selbst aus, das LSG habe 

eine Übertragung der Entscheidung des BSG aufgrund nicht vergleichbarer Sachverhalte 

abgelehnt. Dies spricht gegen eine Abweichung des LSG vom BSG im Grundsätzlichen, 

sondern bloß für eine - möglicherweise - unrichtige Rechtsanwendung im Einzelfall. 

 

Der Kläger behauptet zwar des Weiteren in seiner Beschwerdebegründung die grundsätzliche 

Bedeutung der Rechtssache nach § 160 Abs 2 Nr 1 SGG, legt diese aber ebenfalls nicht hinrei-

chend dar. Die Darlegung der grundsätzlichen Bedeutung der Rechtssache erfordert zunächst 

die Formulierung einer bestimmten abstrakten Rechtsfrage, der in dem Rechtsstreit eine grund-

sätzliche, über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung beigemessen wird (BSG SozR 1500 

§ 160a Nr 11). Eine grundsätzliche Bedeutung der Rechtssache ist gegeben, wenn zu erwarten 
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ist, dass die Revisionsentscheidung die Rechtseinheit in ihrem Bestand erhalten oder die Wei-

terentwicklung des Rechts fördern wird. Daher ist aufzuzeigen, ob und inwieweit zu der aufge-

worfenen Frage bereits Rechtsgrundsätze herausgearbeitet sind und in welchem Rahmen noch 

eine weitere Ausgestaltung, Erweiterung oder Änderung derselben durch das Revisionsgericht 

zur Entscheidung des vorliegenden Rechtsstreits erforderlich erscheint (vgl Krasney/Udsching, 

Handbuch des sozialgerichtlichen Verfahrens, 4. Aufl 2005, IX, RdNr 65 und 66; P. Becker, 

SGb 2007, 261, 266).  

 

Des Weiteren ist die Klärungsbedürftigkeit der Rechtsfrage sowie deren Klärungsfähigkeit und 

Entscheidungserheblichkeit im konkreten Rechtsstreit darzutun (vgl Krasney/Udsching, aaO, IX, 

RdNr 63 f; P. Becker, SGb 2007, 261, 266 ff). Die Klärungsbedürftigkeit ist zu verneinen, wenn 

die Antwort aus dem Gesetz zu ersehen ist (BSG SozR 1300 § 13 Nr 1), sie so gut wie unbe-

stritten ist (BSG SozR 1500 § 160 Nr 17) oder praktisch außer Zweifel steht (BSG SozR 1500 

§ 160a Nr 4). Letzteres ist vorliegend gegeben:  

 

Der Kläger hat als derartige Rechtsfrage formuliert, 

"ob eine teleologische Reduktion von § 9 I Satz 2 Halbsatz 2 SGB VII und Nr. 5101 der 

Anlage zur BKV nach Sinn und Zweck des geforderten Unterlassungszwangs der Gestalt 

vorzunehmen ist, dass die durch treffen entsprechender Schutzmaßnahmen ermöglichte 

Fortsetzung der bisherigen Berufstätigkeit der Anerkennung und Entschädigung einer be-

ruflich bedingten Erkrankung als Berufskrankheit nicht entgegen steht, wenn die Er-

werbsfähigkeit des Versicherten durch diese Erkrankung zuvor bereits in einem entschä-

digungspflichtigen Ausmaß gemindert war"? 

 

Die Antwort auf diese Rechtsfrage ist eine schlichtes "Ja", wie dem Leitsatz der schon ange-

führten Entscheidung des BSG vom 9. Dezember 2003 (B 2 U 5/03 R - SozR 4-5671 Anl 1 

Nr 5101 Nr 1) und auch den Ausführungen in RdNr 16 ff der Entscheidung zu entnehmen ist.  

 

Eine mögliche fehlerhafte Rechtsanwendung des LSG im Einzelfall führt nicht zu einer grund-

sätzlichen Bedeutung der damit in Zusammenhang stehenden Rechtsfrage. Insofern ist jedoch 

ergänzend darauf hinzuweisen, dass der Kläger in seiner Beschwerdebegründung nicht darge-

legt hat, dass bei ihm aufgrund der umstrittenen Berufskrankheit eine entschädigungspflichtige 

Minderung der Erwerbsfähigkeit von 20 vH wie in der angeführten Entscheidung des BSG vom 

9. Dezember 2003 oder von 30 vH wie in der Entscheidung vom 26. März 1986 (2 RU 3/85) 

gegeben ist, so dass sich überhaupt die Frage einer einschränkenden Auslegung des Tatbe-

standsmerkmals Unterlassungszwang stellt. 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 
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